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Entschädigung des privaten Vormundes

Sachverhalt

Hat ein privater Vormund einen gesetzlichen Anspruch auf Entschädigung (zeitlicher Aufwand) ? Wie verhält es sich insbesondere, wenn kein Vermögen vorhanden ist? Gesetzliche Grundlage?
Erwägungen

1. Die Führung vormundschaftlicher Mandate gehört immer noch zu den Bürger- und Bürgerinnenpflichten, wenn die fragliche Person zum Amte geeignet ist und im Vormundschaftskreis wohnt (Art. 379 und 382 ZGB).

2. Die Pflicht zur Amtsübernahme bedeutet nicht, dass die Arbeit entschädigungslos zu erfolgen hat. Gemäss Art. 416 ZGB hat der Vormund „Anspruch auf eine Entschädigung, die aus dem Vermögen des Bevormundeten entrichtet und von der Vormundschaftsbehörde für jede Rechenschaftsperiode nach der Mühe, die die Verwaltung verursacht, und nach dem Ertrage des Vermögens festgesetzt wird“. Entgegen dem zu engen Wortlaut ist auch die persönliche Betreuung abzugelten. Dasselbe gilt für den Beistand (Art. 417 Abs. 2 ZGB).

3. In Lehre und Rechtsprechung ist anerkannt, dass dem Vormund und dem Beistand auch dann eine Entschädigung zusteht, wenn kein Mündelvermögen vorhanden ist (BSK ZGB-Geiser N 4 zu Art. 416 und BSK ZGB-Biderbost N 38 ff. zu Art. 417). Diesfalls ist die Entschädigung aus den öffentlichen Mitteln zu erstatten (vergl. den Fall aus dem Kanton Aargau in ZVW 1998 S. 106 ff.), wobei Kanton und Gemeinden hiezu Richtlinien erlassen können. Die abschliessende Kompetenz obliegt nach dem klaren Wortlaut des ZGB im Einzelfall allerdings immer der Vormundschaftsbehörde.

4. Damit sind die jeweilen kantonal massgeblichen Bestimmungen beizuziehen (EG ZGB, Vormundschaftsordnungen, Verordnungen über Entschädigungen im Vormundschaftswesen etc.). Fehlen solche, hat die Vormundschaftsbehörde nach freiem Ermessen zu entscheiden. Der von ihr festgelegte Betrag wird im Rahmen einer Verfügung erlassen und bildet einen definitiven Rechtsöffnungstitel. Für die Gemeinde handelt es sich um eine gebundene Ausgabe, wenn sie nicht aus dem Mündelvermögen zu beziehen ist.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 17. November 2003
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